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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 140. Sitzung am 6. Mai 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 16 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
werden die Worte: „zwei Jahre“ ersetzt 
durch die Worte: „vier Jahre“. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§3 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Nach § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 können laufende Statisti- 
ken des Bundes und der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes, für die beim In- 
krafttreten des Statistischen Gesetzes keine 
Rechtsgrundlagen nach seinem Abschnitt III 
vorliegen, zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
Statistischen Gesetzes nicht mehr als Bundes- 
statistiken durchgeführt werden. 

Diese Vorschrift verfolgt den Zweck, daß in- 
nerhalb der gesetzlichen Frist der Umfang 
der gesamten Bundesstatistik überprüft wird. 
Bei dieser Gelegenheit sollte festgestellt wer- 
den, ob und in welchem Umfange Statistiken 
noch durchgeführt werden, auf die in Zu- 
kunft verzichtet werden kann. An diesen 
Feststellungen sind in erster Linie die Länder 


interessiert, die nach Art. 83 GG und nach 
§ 8 des StatGes grundsätzlich die Kosten der 
Bundesstatistik zu tragen haben. Eine sinn- 
volle Beteiligung der Länder setzt eine Ab- 
, Stimmung der Ressortauffassungen in den 
einzelnen Ländern und darüber hinaus eine 
zusammengefaßte Stellungnahme aller Länder 
voraus. Dieses Verfahren bedarf allerdings 
einer längeren Zeit als bei der Abfassung des 
StatGes vorausgesehen werden konnte. 

Da auf die Einschaltung der Länder bei den 
zu schaffenden neuen Rechtsgrundlagen nicht 
verzichtet und es den Ländern nicht zugemu- 
tet werden kann, in einer den sachlichen Be- 
dürfnissen abträglichen Eile zu den Vorla- 
gen der Bundesregierung Stellung zu nehmen, 
ist eine Verlängerung der Frist des § 16 
Abs. 1 StatGes erforderlich. 


2 



